
Kosten einer Berufsausbildung. Etwaige Sonderaus­
gaben sind bereits in diesem Unterhalt enthalten und 
können nicht als zusätzliche Leistung vom Unterhalts­
verpflichteten gefordert werden. Die von Hetzar ver­
tretene Ansicht, daß der Prozeßkostenvorschuß nur in 
bestimmten Fällen, nämlich bei „lebenswichtigen“ Pro­
zessen, als reiner Unterhaltsbeitrag anzusehen sei, ist, 
wenn man nicht vor der Schwierigkeit der Beurteilung 
eines „lebenswichtigen Prozesses“ zurückschreckt, 
durchaus diskutabel. In Ansehung der Prozesse, die die 
persönlichen Verhältnisse des Unterhaltsberechtigten 
betreffen, kann man sich möglicherweise auf den Stand­
punkt stellen, daß der Schutz solcher persönlicher 
Rechte und ihrer Durchsetzung im Prozeß ein ebenso 
berechtigtes Bedürfnis darstellen wie das zur Erhal­
tung des Lebens, der Gesundheit und der Arbeitskraft 
Erforderliche. Darin liegt aber trotz allem eine Aus­
weitung des Begriffes „Unterhalt“.

§ 12 des Entwurfs eines neuen Familiengesetzbuches 
legt ausdrücklich fest, daß der Unterhalt die persön­
lichen Bedürfnisse der Ehegatten umfaßt. Ob darunter 
die Kosten eines „lebenswichtigen“ Prozesses fallen, ist 
eine reine Auslegungsfrage. Ganz abgesehen davon 
stehen aber in weit stärkerem Maße die oben ent­
wickelten Bedenken dagegen. Vor allem würde sich 
daraus ergeben, daß gerade bei einem für den Unter­
haltsberechtigten lebenswichtigen Prozeß die Bewilli­
gung einstweiliger Kostenbefreiung versagt werden 
und der Unterhaltsberechtigte auf einen für ihn zu­
nächst unsicheren und zeitraubenden Weg verwiesen 
werden müßte, während er andererseits bei einem nicht 
lebenswichtigen Prozeß durch Gewährung einstweiliger 
Kostenbefreiung viel schneller dazu käme, sein Recht 
zu verwirklichen. Außerdem ist unserem geltenden 
Recht ein Unterhaltsbeitrag für einmalige besondere 
Aufwendungen fremd.

Es besteht aber zur Zeit zweifellos noch das Bedürf­
nis, auf Antrag die Leistung eines Prozeßkostenvor­
schusses zwischen den Ehegatten zu regeln. Wir sind 
der Ansicht, daß der Prozeßkostenvorschuß nicht als 
eine besondere und eigene Aufwendung desjenigen 
Ehegatten anzusehen ist, der den Vorschuß beantragt, 
sondern als eine Aufwendung, die, vorbehaltlich einer 
späteren Kostenentscheidung des Urteils, zur Klärung 
g e m e i n s a m e r  ehelicher Angelegenheiten erforder­
lich wird. Er entspringt seinem Rechtsgrund nach aus 
dem ehelichen Verhältnis und dem Wesen der Ehe 
überhaupt, nämlich aus dem finanziellen Füreinander- 
Einspringen im Interesse der Gemeinschaft. Das Vor­
liegen eines „Unterhaltsschuldverhältnisses“ hängt mit 
der Leistung eines Prozeßkostenvorschusses nur inso­
weit zusammen, als es die Tatsache der stärkeren Lei­
stungsfähigkeit einer Partei bezeichnet. Dieser ist dann 
im Interesse der Beschleunigung und schnelleren In­
gangsetzung des Verfahrens die Vorschußpflicht auf 
Antrag im Wege der einstweiligen Anordnung zu über­
tragen. Daraus ergibt sich, daß der geleistete Vorschuß 
kein Unterhaltsbeitrag mit besonderer Zweckbestim­
mung für den bedürftigen Ehegatten ist. Das entspricht 
auch dem Wortlaut des § 627 ZPO, wonach der Richter 
sowohl den gegenseitigen Unterhalt als auch — im 
Gesetz besonders genannt — die Verpflichtung zur 
Leistung eines Prozeßkostenvorschusses regeln kann.

Ausgehend davon, daß der Prozeßkostenvorschuß kein 
Unterhaltsbeitrag ist, wird auch eine Rückerstattung 
auf Grund einer rechtskräftigen Kostenentscheidung in 
der Hauptsache nicht ausgeschlossen. Damit wird zu­
gleich die Vorschußpflicht der Ehegatten auf die Pro­
zesse beschränkt, deren Streitgegenstand aus dem ehe­
lichen Verhältnis erwächst. Zugleich läßt sich dann 
begründen, daß Prozeßkostenvorschuß vom Ehegatten 
oder einstweilige Kostenbefreiuog wahlweise in An­
spruch genommen werden können, der Antragsteller 
also bei Vorliegen der entsprechenden Voraussetzun­
gen nicht auf das eine oder andere verwiesen werden 
kann.

Dieser Beitrag will keinesfalls für sich in Anspruch 
nehmen, daß er das Problem endgültig gelöst hat. Viel­
mehr sollen die behandelten Probleme im Interesse 
einer einheitlichen Rechtsauffassung nur zur Diskus­
sion gestellt werden.

WOLFGANG SEIFERT, HANS NÜRNBERGER, 
Richter am Bezirksgericht Karl-Marx-Stadt

Für eine Beteiligung1 des nichtehelichen Vaters 
an den Kosten der Erstlingsausstattung:

In einem Schreiben an den Minister der Justiz schlägt 
eine Bürgerin folgende gesetzliche Regelung vor:

„Der Erzeuger des nichtehelichen Kindes hat die Kin­
desmutter durch Zahlung von 150 DM für die Erst­
lingsausstattung des Kindes zu unterstützen. Die Kin­
desmutter wird verpflichtet, die Belege für diese An­
schaffungen dem Amt für Beistand und dem Erzeuger 
des Kindes vorzulegen.“

Zur Begründung weist die Einsenderin darauf hin, 
daß die bei der Geburt des Kindes notwendigen Aus­
gaben um ein Vielfaches höher sind als das, was für 
die spätere laufende Pflege des Kindes benötigt wird. 
Der Unterhalt aber wird nach den Kosten für diese 
laufende Pflege berechnet. Da der Betrag von 50 DM, 
den die VAB bei der Geburt jedes Kindes für diese 
Austattung zahlt, nur als Zuschuß zu den Kosten der 
Erstlingsausstattung gedacht ist, bleibt bei der jetzigen 
Rechtslage überwiegend die Mutter mit der vollen Höhe 
der Kosten belastet.

Dieser Hinweis mag uns veranlassen, nochmals zu 
prüfen, ob wirklich — wie N a t h a n  im letzten Absatz 
seiner Anmerkung zu dem Urteil des BG Potsdam vom
4. Juni 1954 ausführt1) — die bisherige Regelung un­
verändert für das neue FGB beibehalten werden 
sollte. Gerade weil aus den von Nathan klargestellten 
Gründen die gesetzliche Unterhaltspflicht mittels Ren­
tenzahlung die Pflicht zur Bezahlung bestimmter Neu­
anschaffungen ausschließt, erscheint die Forderung nach 
Aufnahme einer besonderen Bestimmung berechtigt.

Nach der Lebenserfahrung erfolgt, wenn nicht finan­
zielle Hindernisse vorliegen, die Anschaffung aller 
Gegenstände, die das Neugeborene benötigt, geraume 
Zeit vor der Entbindung. Gerade die alleinstehende 
Mutter wird alles tun, um zusätzliche Wege und Be­
lastungen für die erste Zeit nach der Geburt des Kin­
des zu vermeiden. Die werktätige Frau wird solche An­
schaffungen spätestens in der Zeit ihres Schwanger­
schaftsurlaubs vornehmen. Zu diesem Zeitpunkt sollte 
sie daher auch über den Beitrag verfügen können, den 
der nichteheliche Vater für diese Anschaffungen bei­
steuert. Die Regelung des § 1716 BGB, die die Voraus­
zahlung der ersten drei Monatsraten des Unterhalts 
unmittelbar nach der Geburt vorsieht, wird den oben 
geschilderten berechtigten Ansprüchen nicht gerecht; 
im übrigen sieht der Entwurf des FGB bisher keine 
Bestimmung vor, die dieser des BGB entspricht.

M. E. weist die Zuschrift der Bürgerin an den 
Minister der Justiz im Prinzip den richtigen Weg: die 
Anschaffung der Erstlingsausstattung ist schon vor der 
Geburt des Kindes notwendig. Der alleinstehenden 
Mutter, die diese Ausstattung beschaffen will, muß ein 
gesetzlicher Anspruch gegen den nichtehelichen bzw. 
natürlich ebenso gegen den ehelichen getrennt leben­
den Vater gegeben werden, diese Anschaffungskosten 
von vornherein von ihm zu erhalten. Allerdings kann 
die Höhe dieses Anspruchs nicht einheitlich gesetzlich 
festgelegt werden, wenn man Härten und Ungerechtig­
keiten vermeiden will. Zu annehmbaren Ergebnissen 
wird man aber dann kommen, wenn man unter Zu­
grundelegung der späteren Unterhaltszahlung an das 
Kind etwa ein Viertel der Jahresrente festsetzt.

Die zukünftige Gesetzgebung zu dieser Frage sollte 
auch Klarheit darüber schaffen, daß eine Zurückforde­
rung des für die Anschaffung der Erstlingsausstattung 
gezahlten Betrages ausgeschlossen ist, es sei denn, daß 
der Inanspruchgenommene nicht der Erzeuger des Kin­
des ist. In allen anderen Fällen (z. B. Totgeburt) muß 
es bei der geleisteten Zahlung verbleiben, denn die er­
forderlichen Ausgaben haben bereits stattgefunden.

ILSE WITTICH-LUCAS,
Richter am Stadtbezirksgericht Friedrichshain *
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